GEDÄCHTNISPROTOKOLL

Zur 2. Sitzung der Unterarbeitsgruppe II

Der Arbeitsgruppe der Bundesregierung

Zur Schaffung eines Bundes-Behindertengleichstellungsgesetzes

	Tag:
	Freitag, 24. Oktober 2003

	Zeit:
	10:00 bis 12:00 Uhr

	Ort:
	Bundessozialamt

Sitzungssaal, 1. Stock, Z 108


Eingangs hält die Vorsitzende, Mag. Dürrigl (BMJ), fest, dass ein neu überarbeiteter Entwurf des Forum Gleichstellung zum Durchsetzungsverfahren übermittelt wurde und auch eine Stellungnahme der Verbindungsstelle der Bundesländer und ein Positionspapier der AK ergangen ist, die den Arbeitsgruppenmitgliedern mit dem Protokoll der letzten UAG-Sitzung zugeleitet wurden. In diesem Zusammenhang wurde darauf hingewiesen, dass die Teilnehmerliste zum Protokoll nur als eingescanntes Dokument übermittelt wurde, das für sehbehinderte und blinde Teilnehmer nicht verwendbar ist; künftig werden keine bloß eingescannten Dokumente mehr versendet werden.

Die anwesenden BehindertenvertreterInnen wiesen darauf hin, dass auch der diesmalige Sitzungsort nicht geeignet ist, da er nicht barrierefrei zugänglich und benützbar ist; so befindet sich insbesondere im Eingangsbereich zum Sitzungssaal eine 6cm hohe (abgemessen) Stufe, die mit dem Rollstuhl nicht selbständig ohne Eigengefährdung überwindbar ist. Dr. Hofer (BMSG) sagte zu, dass der zuständige Amtsleiter umgehend angewiesen wird, die Eingangssituation zu verbessern. Die Vorsitzende merkte an, dass die nächsten Arbeitsgruppensitzungen nicht hier stattfinden werden.

Hinsichtlich des Protokolls monierte Frau Blum (AK) Änderungswünsche, die schriftlich ergingen.

Die Vorsitzende erläuterte dann die seitens des BMSG geplante weitere Vorgangsweise:

· Es besteht ein starker Zeitdruck für die Erarbeitung eines Behindertengleichstellungsgesetzes – wörtlich: „Es muss bis Dezember irgendetwas vorliegen.“ -, weshalb die Erarbeitung des gesamten Entwurfes in der Arbeitsgruppe seitens des BMSG nicht möglich erscheint.

· Das BMSG will daher einen eigenen offiziellen begutachtungsreifen Entwurf ausarbeiten, der die Grundsatzbestimmungen und das Durchsetzungsverfahren enthalten soll. Dabei will sich das BMSG zwar so weit wie möglich an den in den Unterarbeitsgruppen entwickelten Ergebnissen zum Forums-Entwurf orientieren, jedoch wird es dort, wo etwas aus Sicht des BMSG als legistisch oder rechtlich nicht richtig oder politisch nicht durchsetzbar erscheint, auch zu Abänderungen kommen.

· Das BMSG beabsichtigt, diesen offiziellen Entwurf in eine sog. Vorbegutachtung insbesondere an alle Ressortministerien zu schicken.

· Es ist unklar, ob der materiellrechtliche Teil – z. B. Barrierefreiheit, Bauen, Verkehr, Bildung, Arbeit, Medien, Kommunikation ... – im offiziellen Entwurf des BMSG enthalten sein wird. Sich ist, dass der Entwurf des Forum Gleichstellung als Diskussionspapier mit dem offiziellen Gesetzesentwurf mitverschickt wird.

· Die Unterarbeitsgruppen I und II sollen aber nach den Vorstellungen des BMSG ihre Arbeit fortsetzen, damit für die Grundsätze und das Verfahren im offiziellen Ministerialentwurf auf  eine Grundlage zurückgegriffen werden kann, die auch seitens der Behindertenvertretungen mitgetragen werden könnte.

Die Vertreterin der AK zeigte sich über diese neue Vorgangsweise etwas befremdet und merkte an, dass der Bereich Arbeit gesondert zu behandeln wäre und bei der Vorbegutachtung auch das Positionspapier der AK mitversendet werden solle. Außerdem appellierte sie dafür, dass bei der Vorbegutachtung eine möglichst kurze Stellungnahmefrist gewählt werden möge, um Zeit zu sparen.

Der Vertreter der WK begrüßte diese – aus seiner Sicht auch sonst übliche - Vorgangsweise und wies mit Nachdruck darauf hin, dass jedenfalls alle Bereiche der Gleichbehandlung gleich zu gestalten wären.

Seitens des Forum Gleichstellung, der ÖAR, der Lebenshilfe und der SLIÖ wurde gegen diese Vorgangsweise entschieden protestiert und im wesentlichen wie folgt argumentiert:

· M. Ladstätter (BIZEPS): Wenn ein Gegenentwurf zum Entwurf des Forum Gleichstellung produziert und als offizieller Begutachtungsentwurf verschickt werden soll, ohne dass die Behindertenvertretung Einfluss auf den Inhalt hätten, sähe man sich gezwungen den Entwurf des Forum Gleichstellung zurückzuziehen, da wir dahinter nicht mehr stehen können.

· H. Stockner (SLIÖ): Die Vorgangsweise verstößt gegen den Beschluss in der Sitzung vom 10.6.2003, wo beschlossen wurde, dass eine UAG zum Verfahren und eine zu den Grundsätzen eingesetzt werden sollen und dann, wenn diese erste Ergebnisse haben, noch UAGen eingesetzt werden sollen, die, unter Einbindung der Ressortministerien, sich mit den materiellrechtlichen Bereichen auseinandersetzen sollen.

· H Schneider (ÖAR): Der 4-Parteien-Entschließungsantrag vom Sommer 2003 sieht eindeutig eine AG vor, in der mit Behindertenvertretern und Ressortministerien der Gesetzentwurf erarbeitet werden soll.

· Ch. Meierschitz (ÖAR) und S. Weißenberg (LH): Können sich mit dieser Vorgangsweise nicht einverstanden erklären.

· M Krispl (Blickkontakt): Auf Nachfrage wird nochmals bestätigt, dass die Besprechungsergebnisse der Arbeitsgruppen, in denen Vertreter unterschiedlicher Ressorts (BMSG, BKA, BMJ), Vertreter der Länder, Sozialpartner (WK, IV, AK, ÖGB) und Behindertenvertreter repräsentiert sind, für die Erstellung des offiziellen Begutachtungsentwurfes des BMSG nicht verbindlich sind und es höchst wahrscheinlich – in vielleicht auch wesentlichen Punkten – zu Abweichungen kommen wird.

Nach einer ca 20minütigen Sitzungsunterbrechung wird nun auch im Beisein des bis dahin nicht anwesenden Dr. Trompisch (Büro des Bundesministers Haupt) folgendes festgehalten :

· Das Forum Gleichstellung, die ÖAR, die I:Ö und die SLIÖ haben folgende gemeinsame Position:

Die Gesprächs- und Verhandlungsbereitschaft bleibt aufrecht, doch will man die heutige Sitzung vertagen und die für Montag, den 27.10.2003 anberaumte Sitzung der UAG I ebenfalls vertagen, bis der offizielle Begutachtungsentwurf des BMSG als Diskussionsgrundlage vorliegt.

Das Forum Gleichstellung wird seine Arbeiten weiter fortsetzen und die für die UAG I zugesagten Überarbeitungen noch übermitteln.

· Das BMSG und die Vorsitzende kommunizierten folgende Positionen:

Bislang existiert noch kein konkreter Entwurf des BMSG; es wird nun aber bis Mitte November ein begutachtungsreifer Entwurf des BMSG betreffend die Grundsätze und das Durchsetzungsverfahren erarbeitet. Hinsichtlich des materiellen Teiles wird der Entwurf des Forum Gleichstellung als Diskussionspapier und das Positionspapier der AK dem offiziellen Entwurf beigeschlossen.

Der Entwurf samt Beilagen soll dann im November in Vorbegutachtung gehen, wobei hier alle Ressortministerien und die Mitglieder der Arbeitsgruppe der Bundesregierung – einschließlich der politischen Parteien – einbezogen werden.

Die Frist zur Stellungnahme im Vorbegutachtungsverfahren wird mit ca zwei bis höchstens sechs Wochen bemessen; eine genauere Festlegung wollte das BMSG nicht vornehmen.

Nach Einlangen der Stellungnahmen im Vorbegutachtungsverfahren soll eine neuerliche Arbeitsgruppensitzung stattfinden, in der auf Basis dieser Stellungnahmen der Begutachtungsentwurf neu diskutiert und überarbeitet werden soll.
Aus Sicht des BMSG und der Vorsitzenden ist erst ein Termin im Jänner 2004 für diese Arbeitsgruppensitzung realistisch.

Im Sidegespräch wurde noch folgendes informell besprochen:

· Dr. Theisl (Verbindungsstelle der Bundesländer) gab zu verstehen, dass man über § 1 des Entwurfes des Forum Gleichstellung nicht diskutieren könne. Aus seiner Sicht könnte man aber mit der Konstruktion über Staatsverträge nach Art. 15a B-VG zusammenkommen. Er werde sich für diese Lösung jedenfalls mit aller Kraft einsetzen, auch wenn das trotzdem sehr schwer werde. Man möge diese Angelegenheit aber noch ruhen lassen. Dr. Theissl werde sich zeitgerecht melden, wenn es Zeit für ein Gespräch wäre.

· Gegenüber Mag. Dürrigl wurde seitens des Forum Gleichstellung klargelegt, dass wir die Schlichtungsstelle jedenfalls als Behörde verstanden wissen wollen und nicht als bloße Mediationsstelle; der neue Vorschlag war lediglich ein Kompromissvorschlag. Über eine Alternativlösung – Mediationsstelle oder auch gleich Gericht – könnte man jedoch diskutieren.
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